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Öffentliche Bekanntmachung  

–  2  – 

Bezirksregierung Köln   Euskirchen, den 26.02.2008 
Dezernat 33 Dienstgebäude Sebastianusstr. 22 
– Ländliche Entwicklung, Bodenordnung – 53879 Euskirchen 
 Tel.: 02251 / 7002 0 
Flurbereinigung Merzenich 
Az.: Dez. 33 /  69.98.06 - 14 00 4 - 

Vorzeitige Ausführungsanordnung 

Im Flurbereinigungsverfahren Merzenich, Kreise Düren und Euskirchen, wird hiermit die vorzei-
tige Ausführung des Flurbereinigungsplanes und seines Nachtrages 1 gemäß § 63 des Flurberei-
nigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 12.08.2005 (BGBl. I S. 2354), angeordnet. 
 
1. Am 01.04.2008  tritt der im Flurbereinigungsplan Merzenich und im Nachtrag 1 vorgesehe-

ne neue Rechtszustand an die Stelle des bisherigen, d. h. die im Flurbereinigungsplan und im 
Nachtrag 1 enthaltene Neuordnung des Eigentums und der sonstigen privatrechtlichen und 
öffentlich-rechtlichen Verhältnisse tritt in Kraft. 

2. Zum gleichen Zeitpunkt treten die Landabfindungen hinsichtlich der Rechte an den alten 
Grundstücken und hinsichtlich der diese Grundstücke betreffenden Rechtsverhältnisse, die 
nicht aufgehoben werden, an die Stelle der alten Grundstücke. Die örtlich gebundenen öffent-
lichen Lasten, die auf den alten Grundstücken ruhen, gehen nach Maßgabe der Festsetzungen 
im Flurbereinigungsplan und im Nachtrag 1 auf die in deren örtlicher Lage ausgewiesenen 
neuen Grundstücke über. 

3. Der Übergang des Besitzes, der Verwaltung und der Nutzung an den durch den Flurbereini-
gungsplan und den Nachtrag 1 ausgewiesenen neuen Grundstücken wurde durch die vorläu-
fige Besitzeinweisung vom 30.05.2005, die Überleitungsbestimmungen vom 30.05.2005 so-
wie die Ergänzungsanordnung zur vorläufigen Besitzeinweisung vom 14.05.2007 geregelt. 

Die vorzeitige Ausführungsanordnung mit Gründen liegt zur Einsichtnahme für die Beteiligten 
des Flurbereinigungsverfahrens Merzenich einen Monat lang während der Dienststunden im 
Zimmer 110 des Dienstgebäudes Euskirchen, Sebastianusstr. 22 der Bezirksregierung Köln aus. 
Die Frist beginnt mit dem ersten Tage der öffentlichen Bekanntmachung dieses Verwaltungsak-
tes. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage er-
hoben werden. Die Klage ist bei dem 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
- 9a Senat (Flurbereinigungsgericht) - 

Aegidiikirchplatz 5 
48143 Münster 

schriftlich zu erheben. 

Falls die Klagefrist durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt werden sollte, so 
würde dessen Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet werden. 

Es wird empfohlen, der Klageschrift zwei Durchschriften beizufügen. 
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Anordnung der sofortigen Vollziehung 

Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991, 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12.12.2007 (BGBl. I S. 2840), wird die sofortige Vollzie-
hung des vorgenannten Verwaltungsaktes angeordnet mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen 
den Verwaltungsakt keine aufschiebende Wirkung haben. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung gemäß § 80 Abs. 5, Satz 1 VwGO beantragt werden bei dem 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
9a Senat (Flurbereinigungsgericht) 

Aegidiikirchplatz 5 
48143 Münster. 

 
 
 Im Auftrag 
  
 (L.S.)  gez. Hundenborn 
 Ltd. Regierungsdirektor 
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Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen  
 

 
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten 
(LÖG-NRW)  vom 16.11.2006 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 Nr. c der Verordnung zur Rege-
lung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und technischen Gefahrenschutzes 
(ZustVO ArbtG) vom 14. Juni 1994 (GV.NRW. S. 360/SGV, NRW.281) in der jeweils gelten-
den Fassung  wird für die Stadt Pulheim verordnet: 
 
 
 
     § 1 
 
1. Die Verkaufsstellen im Ortsteil Pulheim dürfen am Sonntag, dem 16.03.2008, 01.06.2008, 

14.09.2008, 30.11.2008 
  

2. im Ortsteil Stommeln am 25.05.2008  
 

3. im Ortsteil Brauweiler am 15.06.2008 und 07.12.2008  
 
 
  in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein. 
 
 
 
     § 2 

 
 
1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 6 Abs. 1 LÖG-NRW 

Verkaufsstellen öffnet bzw. Waren zum gewerblichen Verkauf oder Waren außerhalb der 
genannten Warengruppen anbietet. 

 
2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 Satz LÖG-NRW mit einer Geldbuße 

bis zu 500 Euro geahndet werden. 
 
 
 
 
 
Pulheim, den 05.03.2008 
 
 
Stadt Pulheim  
als örtliche Ordnungsbehörde 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
 
 
Die vorstehende ördnungsbehördliche Verordnung wird hiermit verkündet. 
 
 
 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden. 
 
 
Es sei denn, 
 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

 
 
b) die ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
Herpel 
Beigeordneter 
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B E K A N N T M A C H U N G     D E R    S T A D T     P U L H E I M 
 
8. Änderung der Hauptsatzung vom 06.03.2008 zur Hauptsatzung vom 18.10.1999  
 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 i. V. m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV 
NRW 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.10.2007 (GV NRW S. 380), hat der Rat der 
Stadt Pulheim in seiner Sitzung vom 04.03.2008 folgende 8. Änderung der Hauptsatzung der Stadt 
Pulheim beschlossen: 
 

I. § 26 der Hauptsatzung wird wie folgt geändert: 
 

 Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
  
 § 26 – Zuständigkeit für Personalangelegenheiten 

 
Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
"Abweichend von § 73 (3) S. 1 GO NRW trifft der Haupt- und Finanzaus-
schuss im Einvernehmen mit dem/der Bürgermeister/in die Entscheidungen 
über Einstellungen, Beförderungen und Entlassungen von Bediensteten in 
Führungspositionen. Als Führungspositionen nach Satz 1 gelten die Amtslei-
tungen sowie die Leitung der Planungsabteilung. Bei fristlosen Entlassungen 
von tariflich Beschäftigten findet Satz 1 keine Anwendung." 
   
Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden gestrichen.  
 
Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2.  

  
II.        Die Satzungsänderung tritt mit dem Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende 8. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Pulheim wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann gegen diese Sat-
zungsänderung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet  
oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Pulheim, den 06.03.2008 
 
 
 
gez. Dr. Karl August Morisse                    
Bürgermeister    
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Bekanntmachung der Stadt Bedburg 
 
 
 
Kartierungen des Geologischen Dienstes NRW 
 
 
 
Der Geologische Dienst Nordrhein-Westfalen in Krefeld - ein Landesbetrieb im Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand und Energie NRW - wird Arbeiten für die 
geowissenschaftliche Landesaufnahme durchführen. 
 
 

Zeitraum Februar - Dezember 2008 

Kreis Rhein-Erft-Kreis 

Stadt/Gemeinde Bedburg 

 
 
Die mit den Untersuchungen Beauftragten sind auf Grund des § 2 des Lagerstättengesetzes vom 
04.12.1934 (RGBl. S. 1223) in der Fassung vom 2. März 1974 (BGBl. S. 469) auch ohne vorherige 
Anmeldung berechtigt zum Betreten von Grundstücken, zur Vornahme von Untersuchungsarbeiten 
sowie zum Zutritt zu Erdaufschlüssen wie Aufgrabungen, Abgrabungen und Steinbrüchen. Sie 
legitimieren sich hierbei durch Dienstausweise. 
 
Diese geologische Bestandsaufnahme des Untergrundes ist Teil landesweiter Untersuchungen. Die 
gewonnenen Daten werden ausgewertet und in die Fachinformationssysteme Geologische Karte, 
Hydrogeologische Karte und Rohstoffgeologische Karte eingearbeitet. Sie stehen als Grundlagen-
information für zukünftige Planungen zur Verfügung und geben Auskunft über den Aufbau, die 
Zusammensetzung, die Eigenschaften und das Verhalten des Untergrundes. 
 
Im Rahmen der Kartierarbeiten sind kleine Handbohrungen notwendig. In Ausnahmefällen müssen 
Sondierbohrungen bis zu 30 m Tiefe durchgeführt werden. Wenn Privatgrundstücke für diese 
Sondierbohrungen in Anspruch genommen werden sollen, werden die Eigentümer rechtzeitig 
informiert. Dabei wird auf privatwirtschaftliche Belange und die derzeitige Nutzung der 
Grundstücke Rücksicht genommen. Etwaige durch die Inanspruchnahme entstehende Schäden 
werden nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen ersetzt. 
 
Es wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Geologischen Dienstes NRW bei der 
Erledigung ihrer Arbeiten im Dienste der Allgemeinheit zu unterstützen. 
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